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Geſetz- Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 17. 


(Nr. 4386.) Geſetz, betreffend einige Abaͤnderungen des Geſetzes uͤber die Dienſtvergehen 
der Richter vom 7. Mai 1851. (Geſetz- Sammlung S. 218.) und 
die Einfuͤhrung eines Ehrenrathes fuͤr die Rechtsanwalte bel dem Ober— 
Tribunal. Vom 26. Maͤrz 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: N 6 
8 i 
Von den im F. 15. des Geſetzes vom 7. Mai 1851, aufgefuͤhrten Dis⸗ 
ziplinarſtrafen wird die „zeitweiſe Entfernung von den Dienſtverrichtungen“ 
hiermit aufgehoben. 

ö An Stelle dieſer Strafe tritt Verſetzung in ein anderes Richteramt von 
gleichem Range, jedoch mit Verminderung des Dienſteinkommens und Verluſt 
des Anſpruchs auf Umzugskoſten, oder mit einem von beiden Nachtheilen. In 
den dazu geeigneten Faͤllen kann ſtatt der Verminderung des Dienſteinkommens 
115 Geldbuße verhaͤngt werden, welche ein Drittel des Jahresgehaltes nicht 
uͤberſteigt. 

Die Beſtimmungen des H. 49. des Geſetzes vom 7. Mai 1851, finden 
Anwendung, wenn die Disziplinarunterſuchung die Verſetzung in ein anderes 
Amt zur Folge gehabt hat. 

Iſt gegen ein Mitglied des Reviſionszkollegiums oder des Generalaudis 
toriats auf dieſe Strafe erkannt, ſo kann dieſelbe in der Weiſe vollzogen wer⸗ 
den, welche in dem erſten Satze des $. 68. und des H. 74. des angefuͤhrten 
Geſetzes beſtimmt iſt. i 

| | H. 2. 

Bei dem Obertribunale erfolgt die Erledigung der nach dem Geſetze 
vom 7. Mai 1851. zu verhandelnden Sachen in einem aus den Praͤſidenten 
und Vizepraͤſidenten des Gerichtshofes, beziehungsweiſe deren Stellvertretern, 
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den Mitgliedern des Erſten Civilſenats und aus Mitgliedern des Senats fuͤr 
Strafſachen gebildeten Disziplinarſenate. Von den Letzteren treten die Rhei⸗ 
niſchen oder Nichtrheiniſchen Mitglieder ein, je nachdem der Angeſchuldigte in 
dem Gebiete des Rheiniſchen Rechtsverfahrens oder in den übrigen Landesthei— 
len der Monarchie angeſtellt iſt. s 

Zur Abfaſſung guͤltiger Beſchluͤſſe iſt die Anweſenheit von wenigſtens 
fuͤnfzehn Mitgliedern, mit Einſchluß des Vorſitzenden, erforderlich. 

. 3. 

Iſt gegen ein Disziplinarurtel erſter Inſtanz, welches auf keine höhere 
Strafe, als: Warnung, Verweis mit oder ohne Geldbuße, oder auf Geld— 
buße lautet, nur vom Angeſchuldigten die Berufung eingelegt, ſo werden die 
Verrichtungen des Disziplinarſenats vom Erſten Civilſenate, oder, wenn die 
Unterſuchung einen Beamten aus dem Bezirke des Appellationsgerichtshofes zu 
Coͤln betrifft, von dem Rheiniſchen Senate wahrgenommen. 


H. 4. 

Die Verordnung uͤber die Bildung eines Ehrenrathes unter den Juſtiz⸗ 
Kommiſſarien und Notarien vom 30. April 1847. (Geſetz⸗Sammlung S. 196.) 
mit den, dieſelbe ergaͤnzenden und abaͤndernden Beſtimmungen, kommt auch bei 
dem Obertribunal zur Anwendung. 5 

Die nach jenen Geſetzen den Landes-Juſtizkollegien zuſtehenden Befug- 
niſſe werden von dem Obertribunal, die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft 
von dem General-Staatsanwalt wahrgenommen. 

Der aus den Rechtsanwalten bei dem Obertribunal zu bildende Ehren: 
rath ſoll aus fuͤnf Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, beſtehen, von 
welchen, nach Ablauf von je zwei Jahren, zwei, beziehentlich eines, ausſcheiden. 

Die Zahl der zu waͤhlenden Stellvertreter wird auf zwei beſtimmt. 


H. 5. 


Dieſes Geſetz kommt in allen, bei Eintritt der Geſetzeskraft deſſelben 
noch nicht in erſter Inſtanz entſchiedenen Sachen zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 26. Maͤrz 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


a v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walder ſee. Für den Minifter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


(Nr, 4387.) 


_— 


(Nr. 4387.) Geſetz über die Beſtrafung unbefugter Gewinnung oder Aneignung von Mi⸗ 
neralien. Vom 26. Maͤrz 1856. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ı. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Si 


Wer ohne Befugniß bergbauliche Anlagen zur Gewinnung von Mine- 
ralien macht, welche der Staat ſich vorbehalten hat, oder zu deren Gewinnung 
es einer Verleihung, einer Konzeſſion, oder einer Erlaubniß der Behörde be— 
darf, wird mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder Gefaͤngniß bis zu 
drei Monaten beſtraft. | 

Die Strafe iſt Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern oder Gefaͤngniß 
bis zu ſechs Monaten, wenn die mittelſt der Anlagen gewonnenen Mineralien 
weggenommen ſind. 


H. 25 


Wer ohne Befugniß, jedoch ohne Errichtung bergbaulicher Anlagen, an⸗ 
ſtehende Mineralien, welche der Staat ſich vorbehalten hat, oder zu deren Ge⸗ 
winnung es einer Verleihung, einer Konzeſſion, oder einer Erlaubniß der Be⸗ 
hoͤrde bedarf, in der Abſicht wegnimmt, dieſelben ſich zuzueignen, wird mit 
Gare bis zu funfzig Thalern oder mit Gefaͤngniß bis zu ſechs Wochen 
beſtraft. 

Der Verſuch, die Theilnahme, die Hehlerei und die Beguͤnſtigung wird 
mit gleicher Strafe beſtraft. 


H. 3. 


Wer bei Benutzung feines Bergeigenthums fahrläffigerweife die Grenzen 
ſeines Grubenfeldes uͤberſchreitet, hat Geldbuße bis zu funfzig Thalern oder 
Gefaͤngniß bis zu ſechs Wochen verwirkt. a 
; Geſchieht eine ſolche Ueberſchreitung der Grenze vorfäglich, fo finden die 

in dem H. 1. angedrohten Strafen Anwendung. 


F. 4. 
Die rechtswidrige Zueignung ſchon gewonnener Mineralien iſt nach den 
Nee des Strafgeſetzbuchs uͤber Diebſtahl oder Unterſchlagung zu 
eſtrafen. f n 
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Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſſegel. 
Gegeben Potsdam, den 26. Maͤrz 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


(Nr. 4388.) Geſetz, betreffend die Forterhebung eines Zuſchlags zur klaſſifizirten Einkom— 
menſteuer, zur Klaſſenſteuer und zur Mahl- und Schlachtſteuer. Vom 
15. April 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
K. h 


Der auf Grund des Geſetzes vom 20. Mai 1854. Nr. 4027. (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 314.) bis zum 1. April 1856. genehmigte Zuſchlag von 25 Pro⸗ 
zent zur klaſſifizirten Einkommenſteuer, zur Klaſſenſteuer und zur Mahl» und 

Schlachtſteuer wird bis zum 1. Januar 1857. forterhoben. 


„ 
Der Finanzıninifter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Königlichen Inſiegel. N c 
Gegeben Charlottenburg, den 15. April 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
0 ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


Redigirt im Buͤreau des Staats- Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


